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Die bei der Aufſtellung von Bebauungsplänen zu 
beachtenden Anforderungen der öffentlichen Ge— 
ſundheitspflege. 


Referat des Stadtbauraths Marzx⸗Dortmund auf dem 9. Weſtphäliſchen Städte⸗ 
tage zu Soeſt. “) 

So lange ſich das Wachsthum der Städte im Tempo einer 
natürlichen ſtetigen Entwicklung bewegte, lag kein Bedürfuiß vor, 
dem ſich vollziehenden Ausbau Geſetze und Normen vorzuſchreiben. Man 
überließ die Geſtaltung und Erweiterung der Stadt dem Zufalle, der 


Willkür oder dem Intereſſe des Einzelnen, weil eine weſentliche Schädi⸗ 


gung des öffentlichen Wohles bei einem ſo langſam und anſcheinend 
naturgemäß verlaufenden Vorgange nicht befürchtet wurde. 

Die alten Städteverwaltungen kannten daher keine Bebauungspläne. 

Mit der Entdeckung der Dampfkraft, der allgemeinen Einführung 
ihrer Verwendung in der Induſtrie und als Verkehrsmittel beginnt 
ſodann eine Verſchiebung, eine Neugeſtaltung der induſtriellen, wirth— 
ſchaftlichen und ſocialen Verhältniſſe, weiche die Entwicklung vieler Städte 
in neue, ungeahnte Bahnen lenkte. 

Dieſe Umwälzung der Erwerbs- und Verkehrsverhältniſſe gibt 
ſich äußerlich zu erkennen durch eine Auswanderung vom Lande nach 
den Städten. Dieſelbe vollzog ſich, nachdem noch anderweite, der 
veränderten Erwerbsthätigkeit günſtige Momente politiſcher und wirth— 
ſchaftlicher Natur unterſtützend hinzugetreten waren, eine Zeit lang mit 
einer ſolchen Haſt und Wucht, daß ſie die ſtädtiſchen Verwaltungen wie 
den Polizeiſtaat unvorbereitet traf. Geſetzgebung und Technik, Wiſſenſchaft 
und Praxis ſtanden einer ſich unaufhaltſam vollziehenden Umwälzung 
zuerſt rathlos gegenüber und mußten vielfache Zuſtände entſtehen ſehen, 
deren Mängel man wohl ahnte, deren Tragweite man aber nicht 
beurtheilen konnte. Es war die Zeit, in der man über „Stadtgifte“ 
ſchreiben konnte. 


) Abdruck aus der „Deutſchen Gemeinde⸗Zeitung“. 


Nur wenigen Städten iſt es aus eigener Kraft und mit det 
unentbehrlich gehaltenen polizeilichen Fürſorge gelungen, rechtzeitig die 
eindringende Fluth in ein geregeltes Bett zu leiten. Inzwiſchen hat ſich 
die erſte, heftig anſtrömende Welle verlaufen und die Bewegung der 
Völkerwanderung vom Lande nach der Stadt hat eine gewiſſe Regel⸗ 
mäßigkeit, Stetigkeit augenommen, die ſich überſehen und richtig leiten 
läßt. Die Wiſſenſchaft und die Geſetzgebung haben ſich mit den enkſtandenen 
Verlegeuheiten beſchäftigt, für Heilung der Schäden, wie für deren 
künftige Vermeidung Mittel geſucht und Sorge getragen. 

Jun den meiſten Staaten, insbeſondere den größeren deutſchen, 
hat die neuere Geſetzgebung die Polizeiverwaltung von der bisher 
beſtandenen alleinigen Befugniß zur Ordnung der Stadterweiterung 
entkleidet und hat das ſelbſtſtändige Vorgehen in dieſer Richtung, dem 
Grundſatze der Selbſtverwaltung entſprechend, den Gemeinden in die 
Hand gelegt. 

Während bezüglich der Anforderungen des Verkehrs die Geſetz⸗ 
gebung, die amtlichen Inſtructionen und auch wiſſenſchaftliche Bearbei⸗ 
tungen der Materie uns genügende Auskunft geben, ſoweit nicht örtliche 
Erwägungen ausſchlaggebend ſind; während bezüglich der Feuerſicherheit 
die Baupolizei-Ordnungen meiſtens mit einer gewiſſen liebhaberiſchen 
Fülle von Beſtimmungen ausgeſtattet zu ſein pflegen und uns genügende 
Fingerzeige für die Aufſtellung der Bebauungspläne bieten, ſcheint mir 
der dritte Geſichtspunkt, die öffentliche Geſundheitspflege, meiſtens 
etwas ſtiefmütterlich bedacht zu werden, und ich beabſichtige, mit Ge⸗ 
nehmigung des verehrten Vorſtandes Ihre Aufmerkſamkeit auf einige 
in dieſer Hinſicht mir weſentlich erſcheinende Punkte zu lenken. 

Die öffentliche Gefundheitspflege ſtellt an jeden Bebauungsplan 
die Forderung, daß er durch die Plangeſtaltung und die der Bebauung 
vorgeſchriebenen Normen diejenigen Nachtheile möglichſt zu vermeiden 
und zu verringern ſuche, welche durch das gedrängte Zuſammenwohnen 
großer Menſchenmengen bedingt werden, und welche mit der früheren 
planloſen Art des Städtebaues verbunden waren. Geſunde, reine und 
reichliche Luft und eine Fülle von Licht, ferner Reinheit und Trocken 
heit des Bodens ſind die erſten und ſtets wiederholten Forderungen, 
welche die Jünger der Hygiene an uns ſtellen. Wenn wir nun dieſen 
Anforderungen nach unſeren perſönlichen Neigungen für die Wohnung 
und das Privatleben gern zuſtimmen, warum nicht auch als Organe 
der Gemeinde? 

Die Gewährung von Luft und Licht wird, ſoweit der Bebauungs— 
plan darauf einwirken kann und nicht baupolizeiliche Beſtimmungen für 
die einzelnen Bauten in Frage kommen, vorzugsweiſe bedingt durch die 
Breite der Straßen. Die in dieſer Beziehung zu ſtellenden Anfor- 
derungen fallen ziemlich zuſammen mit denen für den Verkehr. 

Nächſt den Straßenbreiten ſind für die Gewährung von Luft 
und Licht oder die größere oder geringere Dichtigkeit der Bebauung 
maßgebend die Abſtände der einzelnen Straßen, die Tieſe der 
durch das Straßennetz abzutheilenden Bebauungsblöcke. Dieſe muß zur 
Entfernung der Querſtraßen in einem gewiſſen Verhältniſſe ſtehen. Sie 


ift aber zugleich auch abhängig von der Beſtimmung der Baugrundſtücke, 
ob lediglich zu Wohnzwecken, ob zu Induſtrie⸗ oder Geſchäftszwecken, 
ſerner auch und zwar ſehr weſentlich von örtlichen Gewohnheiten in 
Bezug auf Banart mit oder ohne Hinterhäuſer, von Stockwerkszahl, 
äſthetiſchen Forderungen u. dgl. Principiell wird fie vom inneren Stadt- 
kern nach außen zunehmen, an Hauptſtraßen kleiner ſein können, als au 
Nebenſtraßen. Allzu große Gleichmäßigkeit iſt zu vermeiden. Von prak⸗ 
tiſcher Seite wird es ſich empfehlen, die Tiefe mehrfach ſo anzunehmen, 
daß ſie ſpäter nach Bedürfniß und im Wege der Privatſpeculation durch 
Zwiſchenſtraßen noch einmal getheilt werden kann. 

Als miudeſte Bautiefe für ein Grundſtück ohne Hinterhaus und 
für die Bedürfniſſe des Mittelſtandes möchte ich das Maß von 20 Metern, 
alſo eine Entfernung paralleler Straßen von 40 Metern empfehlen. Es 
können bei dieſer Tiefe ſchon kleinere Hintergebäude Platz finden. Sollen 
aber größere Hintergebände, Seitenflügel behufs Ausdehnung der Stock⸗ 
werkswohnungen ausgeführt werden, oder ſoll die Stockwerkszahl über 
2½ erhöht werden, ſollen größere Vorgärten Platz finden, jo wird die 
Tiefe der Grundſtücke auf 30 bis 40 Meter, alſo die der Blöcke auf 
das Doppelte erhöht werden müſſen. Ueberſchreitungen dieſer Minimal- 
maße können im Sinne der Geſundheitspflege nur vortheilhaft wirken. 

Ein weiteres Mittel zur Auflockerung der Bebauung iſt die 
Ausſparung einer genügenden Anzahl freier Plätze, wozu, abgeſehen von 
den nothwendigen größeren Plätzen, vielſach auch ſchon die Erweiterung 
der Schnitt⸗ und Kreuzpunkte der Straßen paſſende Gelegenheit bietet. 

Es hat ſich bezüglich der Hauptdispoſition der Stadtpläne faſt 
allgemeine Uebereinſtimmung herausgebildet, daß es ſich nicht empfiehlt, 
ſchon von vorneherein, gewiſſermaßen als Vorſehung, ſtreng geſonderte 
Viertel, wie Arbeiter-, Handwerkerviertel und Villen-Quartiere, durch 
die Geſtaltung und Eintheilung des Straßennetzes zu charakteriſiren und 
abzugrenzen. Wenn dies auch als richtig anzunehmen iſt, ſo wird ſich 
doch meiſtens durch das Vorhandenſein natürlicher Vorbedingungen und 
bei geſunder Weiterentwicklung einer Stadt eine bevorzugte Ausbildung 
einzelner Stadttheile nach der einen oder anderen Richtung zu erkennen 
geben und es erſcheint ſowohl für den Verkehr wie in geſundheitlicher 
Beziehung richtig, bei der Planfeſtſetzung ſolchen, gewiſſermaßen inſtinetiven 
Strömungen Rechnung zu tragen. 

Während der alte innere Stadtkern den Charakter des Geſchäfts⸗ 
viertels mit Läden, Comptoirs, Sitz der Behörden, Kleingewerbe und 
Kleinhandel hartnäckig conſervirt und weiter ausbildet, wird ſich um 
die Kernpunkte des großen Verkehrs und der Trausportwege, die Eifen- 
bahnen und Canäle, und in die weiträumigen Feldmarken, die Induſtrie 
wie der Großhaudel mit erweitertem Raumbedürfniß breiter hinlagern, 
während andererſeits wieder die bevorzugte Wohnungsſtadt ſich gleichmäßig 
vom Geräuſch und der Enge der Geſchäftsſtadt, wie von dem Unbehagen 
erzeugenden Viertel der Induſtrie mit ſeinem Dampf, ſeinen Erſchüt— 
terungen und der haſtenden Arbeit zurückzieht, und an geſundem, ſonnigem 
Abhange mit Baum und Buſch, friſcher Luft und Vogelſchlag in der 
Nähe ſchon vorhandener Parks und Gärten ſich in wechſelvoller Grup: 
pirung behaglich ausdehnt und ſchmückt. In dies Viertel gehören die 
höheren Schulen, die Kunſtinſtitute, die Anlagen für geſellſchaftliche 
Zwecke und Vergnügen. 

Die Verbindung und Verſchmelzung dieſer ſich meiſtens auf natür⸗ 
licher Grundlage vollziehenden Sonderung ſoll die Wohnung des kleinen 
Mannes und des Mittelſtandes bilden, deſſen Nachbarſchaft die Geſchäfts⸗ 
leute ebenſo wenig entrathen können, wie die Induſtrie und der Capi-⸗ 
taliſt. Daraus ergibt ſich für die hygieniſche Seite die Lehre: nicht 
nach vorgefaßtem Schema, nicht nach allgemeinen theoretiſchen Normen, 
ſondern vermittelnd, ausgleichend zu projectiren, die natur⸗ 
gemäße Entwicklung unterſtützend, ungeſunden Ausſchreitun— 
gen vorbeugend. 

Dieſer Grundſatz iſt faſt übereinſtimmend in der erſten General—⸗ 
verſammlung der deutſchen Architekten- und Ingenieur⸗Vereine in Berlin 
1874 und in der Münchener Verſammlung des Vereines für öffentliche 
Geſundheitspflege im darauf folgenden Jahre zum Ausdrucke gekommen. 
Bei letzterer Verſammlung als Theſe 3 über die hygieniſchen Anfor⸗ 
derungen in neueren Quartieren der Städte mit folgendem Wortlaute: 

„Bei der Anlage neuer Stadttheile mag auf Gruppirung ver⸗ 
ſchiedener Stadttheile (für Großindustrie, Handel u. ſ. w.) Rückſicht 
genommen werden. Eine zwangsweiſe Zuſammenlegung gewiſſer Arten 
von Gebäuden ſoll aber nur aus ſanitäriſchen Rückſichten für Gewerbe 
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eintreten dürfen.“ 


Es bedarf wohl kaum der Erwähnung, daß alle die beſprochenen, 
in den Bebauungsplan aufzunehmenden Beſtrebungen zur Lockerung der 
Bebauung durch entſprechende baupolizeiliche Beſtimmungen für die 
Einzelbauten unterſtutzt und ergänzt werden müſſen. 

Nächſt Luft und Licht iſt in hygieniſcher Beziehung das Haupt⸗ 
augenmerk auf Rein- und Trockenhaltung der Stadtviertel wie 
der Wohnungen zu richten. Das Warum wird wohl der Erörterung 
weniger bedürfen, als das Wie? und ich kann mich als Techniker direct 
dem letzteren zuwenden. 

Zunächſt ſind die Straßen zum Behufe der Entwäſſerung nach 
Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe mit mäßigen, aber nicht zu geringen 
Gefällen zu disponiren. An ſtarken Abhängen ſind die Gefälle durch 
ſchiefe Richtung der Straßenlinien zur Linie des ſtärkſten Geſälles zu 
mäßigen; bei horizontaler Lage des Terrains durch wellenförmige 
Hebung und Senkung der Straßenkrone zu verſtärken. Plötzliche und 
heftige Gefällewechſel dagegen ſind zu beſeitigen. In tiefliegenden, vom 
Grundwaſſer beläſtigten Abſchnitten ſind, wenn ſie von der Bebauung 
nicht ausgeſchloſſen werden können oder ſollen, die Straßenkronen ſo 
hoch zu legen, daß die Anbauten grundwaſſerfrei erfolgen können. 

Nur bei ganz kleinen Verhältniſſen oder in den günſtigſten Aus- 
nahmefällen wird eine Stadt durch oberirdiſche Entwäſſerung allein den 
wünſchenswerthen Zuſtand der Trockenheit und Reinheit erreichen können, 
den die öffentliche Geſundheitslehre verlangt. Quantität und Qualität 
der den Straßen zugewieſenen Abflüſſe bedingen in den meiſten Städten, 
auch wo der Grundwaſſerſtand nicht dazu drängt, eine unterirdiſche Ent⸗ 


wäſſerung. Um dieſe bei dem Geſtalrungs- und Erweiterungsplan vor- 


ſehen zu können, find die Terrain- und Waſſerverhältniſſe des Bebau— 
ungsgebietes vor der Projectirung der Straßenhöhen genau zu ermitteln 
und die Entwäſſerung im Voraus zuſammenhängend und mit Rückſicht 
auf die zukünftige Entwicklung, wenigſtens in der Hauptzügen, zu pro— 
jectiren. Dabei find die meiſtens bereits vorhandenen kleinen Waſſer— 
läufe zu unterſuchen und, ſoweit es angeht, mit zu benutzen, dabei aber, 
wenn auch vertieft, möglichſt in die Straßen zu verlegen, um die Ent— 
wäſſerungsanlage vom Privateigenthum in's öffentliche zu bringen und 
unabhängig vom guten oder böſen Willen des Einzelnen zu machen. 
In dieſer Beziehung citire ich wieder eine Theſe, welche zuſätzlich zu 
anderen Beſchlüſſen der Verſammlungen der dentſchen Architekten- und 
Ingenieur-Vereine 1880 in Wiesbaden berathen worden iſt: 

„Bei Aufſtellung ſtädtiſcher Bebauungspläne find die Straßen⸗ 
und Platzflächen ſo anzuordnen, daß ſie die Bäche und ſonſtigen nicht 
ſchiffbaren Waſſerläufe, welche das Bebauungsgebiet durchſchneiden, in 


ſich aufnehmen. Nur ausnahmsweiſe iſt es, namentlich zur Befriedigung 


gewerblicher Zwecke, ſtatthaft, die genannten Waſſerläufe in das Innere 
der Baublöcke zu legen; in dieſem Falle iſt ſür ungehinderte, thunlichſt 
bequeme Revidirbarkeit der Waſſerläufe durch öffentliche Organe Sorge 
zu tragen.“ 

Welches Syſtem der Entwäſſerung zu wählen iſt, ob mit der 
Eutwäſſerung die Beſeitigung eines Theiles des Stadtſchmutzes zu ver— 
binden iſt oder nicht, ob Schwemmkanäle, ob pneumatiſche, ob das in 
neuerer Zeit viel empfohlene Separatſyſtem für Regen- und Schmutz- 
waſſer, läßt ſich allgemein nicht beſtimmen, ſondern nur im einzelnen 
Falle. Die ſchwierige Entſcheidung iſt abhängig von eingehender Prü— 
fung der örtlichen und Vorfluth⸗Verhältniſſe und von Koſtenver⸗ 
gleichungen der Ausführung nach dem einen oder anderen Syſtem. Es 
iſt dieſe Frage in der Regel und auch bei kleineren Städten nicht 
ohne große Vorſicht und ohne Beihilfe eines erprobten Technikers, wo⸗ 
möglich Specialiſten, zu löſen. Die ſogenannten praktiſchen Männer, 
die es in jeder Gemeinde gibt, ſind hier nicht ausreichend. 

Bezüglich der Richtung der Straßen nach den Weltgegenden wird 
der Projeetirende ſelten freie Hand haben. Vorhandene Wege, die 
Beſitz⸗ und Gewannegrenzen, Eiſenbahnen, Terrainhinderniſſe, Waſſer⸗ 
läufe ꝛc., werden meiſt für das Hauptgerippe des Straßennetzes maß⸗ 
gebend ſein. In den bereits mehrfach citirten Münchener Theſen wird 
einem Syſtem von Südoſt nach Nordweſt und Nordoſt nach Südweſt, 
alſo nicht nach den Hauptweltgegenden, ſondern nach den mittleren der 
Vorzug gegeben, weil bei dieſen Richtungen Licht und Sonnenwärme 
beiden Häuſerreihen gleichmäßig zugewieſen werden. 

Man hat früher geglaubt, daß die Schaffung von größeren Vege⸗ 
tationsflächen, Baumpflanzungen, Raſen- und Gartenflächen von beſon⸗ 
ders wohlthätigem Einfluſſe auf die Reinheit und Zuſammenſetzung der 
Luſt ſei, weil durch Abſorption des Kohlenſtoffes aus der überſchüſſigen 


Kohlenſäure der richtige Sauerſtoffgehalt der Luft regulirt werde. Diefe 
Anſicht wird heutzutage vielfach beſtritten, indem die Schwankungen in 
der Zu ſammenſetzung der Luft, abgeſehen von mechaniſchen und örtlichen 
Verunreinigungen durch Staub, Rauch und dergl., ſo gering ſind, daß 
die Vegetation kaum als Regulator dafür angeſehen werden kann. Der 
Kohlenſäuregehalt der Luft, der ja allein durch die Vegetation modificirt 
wird, ſchwankt nur zwiſchen 1 und % pCt. des Rauminhaltes, 
und die Unterſuchungen der Luft haben ergeben, daß der Kohlenfäure- 
gehalt mitten in den ſchönſten Wäldern ziemlich derſelbe iſt, wie in den 
ungeſundeſten Straßen einer großen Stadt und ſich nicht weſentlich 
unterſcheidet von dem in der baumloſen Wüſte Sahara ermittelten. Auch 
iſt die im Winter ruhende Vegetation bis jetzt noch nicht als Luft⸗ 
regulator vermißt worden, indem die Zuſammenſetzung der Luft im 
Winter und Sommer constant bleibt. 

Trotzdem muß der wohlthätige Einfluß der Vegetation in den 
Städten auf die Geſundheit der Einwohner anerkannt werden, und es 


bleibt auf die Herſtellung von Baumwuchs in Alleen, Parks, 


Schmuckplätzen nach engliſchem Muſter, Stadt- oder Volks- 
gärten nach deutſchem Muſter, großes Gewicht zu legen. Wel— 
cher Art die Wirkungen der Vegetation find, kann ja dabingeſtellt blei- 
ben. Es kommt hier, wie es ſcheint, abgeſehen von dem noch räthſel— 
haften, theilweiſe in Abrede geſtellten Auftreten des Ozons, mehr die 
phyſiologiſche Wirkung in Frage. Die einladende, Geiſt und Gemüth 
anregende, zum Genuſſe der Luft im Freien auffordernde geiſtige Wir- 
kung, die Luſt im Wald und am Baum thut mehr, als der Athmungs⸗ 
austauſch zwiſchen Thier- und Pflanzenwelt. Aus dieſem Grunde kann denn 
auch die Anlage und Förderung von Baumpflanzungen in den Städten 
nicht genug empfohlen werden, und wer je den Griffel zu führen hat, 
um Straßenlinien zu projectiren, der verſäume nicht, denſelben zu Gun— 
ſten von freien Plätzen, zu Baumpflanzungen geeigneten Straßen- 
erweiterungen mitunter etwas weiter ausgreifen zu laſſen, als es der 
Verkehr oder die Sparſamkeit zu gebieten ſcheinen. Auch laſſe man ſich 
nicht irre führen durch die Erfahrung oder den Einwand, daß Pflan- 
zungen unter den ungünſtigſten Einflüſſen des Stadtlebens ſchlecht gedeihen, 
daß ſie viel Pflege und häufige Erneuerung bedürfen. Können wir uns 
nicht immer an alten, ehrwürdigen Baumrieſen erfreuen, dann mögen 
wir uns an dem Gedeihen kleinerer, nicht minder luftiger Kronen er- 
freuen, die dem Auge und dem Herzen wohlthun und lebensfreudig 
ſtimmen. 

Das Minimum der Straßenbreite für Baumpflanzungen wird 
allerdings 15 Meter ſein, von den meiſten Autoritäten werden 20 
Meter angegeben, aber laſſen wir es uns nicht verdrießen, dies Mini⸗ 
mum auch auszunutzen, und wenn die alten Bäume abſtändig auszu- 
ſehen anfangen oder dem mürriſchen Nachbar zu viel Schatten bringen, 
dann ſoll man ſie durch neue, junge mit friſcher Lebenskraft erſetzen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Umſtand, daß eine Behörde in einer Entſcheidung irrthüm⸗ 

lich eine längere, als die geſetzliche Recursfriſt einräumt, hindert 

nicht den Eintritt der Rechtskraft dieſer Entſcheidung nach Ab⸗ 
lauf der gefetzlichen Friſt. 

Mit Entſcheidung der k. k. Statthalterei in G. vom 31. Mai 1884, 
3: 9604, wurde dem Recurſe der Haus eigenthümerin E. G. gegen den 
Beſcheid des Stadtrathes in G., womit deren Beſchwerde gegen die er— 
folgte Genehmigung einer Betriebsanlage für das Schloſſergewerbe in 
dem ihr benachbarten Hauſe zurückgewieſen worden war, keine Folge 
gegeben und hiegegen ſtatt einer 14tägigen in Folge eines Verſehens 
eine ſechswöchentliche Recursfriſt eingeräumt. 

Dieſe Entſcheidung wurde der Recurrentin am 24. Juni 1884 
zugeſtellt und überreichte Letztere am 4. Auguſt, ſomit noch innerhalb 
der angegebenen ſechswöchentlichen Friſt den Miniſterialrecurs. 

Das k. k. Miniſterium des Innern fand jedoch dieſen Recurs 
mit dem Erlaſſe vom 26. Jänner 1885, 3. 21.195, als verſpätet 
überreicht zurückzuweiſen, „da derſelbe nach Ablauf der im § 34 der 
Gewerbegeſetz⸗Novelle normirten 14tägigen Friſt, daher verſpätet ein⸗ 
gebracht wurde, woran dadurch, daß die Statthalterei in ihrer Ent- 
ſcheidung ſelbſt eine unrichtige Recursfriſt angeführt hat, nichts geän- 
dert werden kann.“ 
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Bemerkung des Einſenders: Dieſe Miniſterialentſcheidung iſt 
für die politiſchen Behörden inſoferne bemerkenswerth, als bisher auch 
von Seite der letzteren im Sinne der Entſcheidung des k. k. oberſten 
Gerichtshofes vom 11. Juli 1877, 3. 6951 (3. f. V. Seite 15 
ex 1878), an der Anſchauung feſtgehalten wurde, daß Rechtsmittel in 
der von einer Behörde irrthümlich beſtimmten längeren Recursfriſt 
eingebracht werden können. v. M. 


Unhöfliches, ungeſtümes, ungeziemendes Benehmen begründet nicht 
ſchon an und für ſich die Uebertretung des $ 312 St. G. 
(Beleidigung von öffentlichen Beamten ꝛc.) 

Der von Joſeph K. erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das 
Urtheil des Kreisgerichtes in Reichenberg vom 11. October 1884, 
Z. 4324, ward vom k. k. Caſſationshofe mit Entſcheidung vom 
28. Februar 1885, 3. 12.914 ex 1884, ſtattgegeben, das ergangene 
Urtheil, inſoferne es die Verurtheilung des Joſeph K. wegen der im 
§ 312 St. G. bezeichneten Uebertretung enthält, als nichtig gemäß 
§ 288 St. P. O. aufgehoben und nach Maßgabe der Z. 3 des 
§ 288 St. P. O. ſofort in der Sache ſelbſt auf Freiſprechung erkannt. 

Gründe: Der Gerichtshof I. Inſtanz hat wider Joſeph K. feſt⸗ 


geſtellt, daß dieſer bei dem Auflaufe, welcher am Abende des 16. Sep⸗ 


tember 1884 auf dem Neuſtädter Platze in Reichenberg ſtattgefunden, 
auf die Aufforderung der ſtädtiſchen Polizeiwache, auseinander zu 
gehen, erwidert hat: „bis ich werde wollen“. Von der aus dieſem 
Anlaſſe von der Staatsanwaltſchaft erhobenen Anklage wegen des Ver— 
gehens des Auflaufes hat der Gerichtshof I. Inſtanz den Joſeph K. 
zwar freigeſprochen, ihn jedoch der im $ 312 St. G. bezeichneten 
Uebertretung ſchuldig erkannt. 

Der Caſſationshof vermag jedoch in der wider Joſeph K. feit- 
geſtellten Aeußerung auch den Thatbeſtand dieſer Uebertretung nicht zu 
erkennen. 

Denn das Delict des $ 312 St. G. hat die „Beleidigung 
einer der im 8 68 genannten Perſonen“ zur weſentlichen Voraus—⸗ 
ſetzung. Daher begründet nicht ein jedes unhöfliche, ungeſtüme, oder 
ſonſt unziemliche Verhalten Jemandes einer der genannten Perſonen 
gegenüber an ſich ſchon den Thatbeſtand jener Uebertretung; es muß 
vielmehr, ſoll dieſer vorhanden ſein, eine Aeußerung oder Handlung 
vorliegen, welche geeignet iſt, denjenigen, wider welchen ſie gerichtet iſt, 
an ſeiner Perſon oder Ehre zu kränken, was, wenn eine wörtliche 


[Beleidigung in Frage ſteht, insbeſondere dann der Fall ſein wird, 


wenn gegen eine der im § 68 genannten Perſonen Schimpfworte vor⸗ 
gebracht oder ihr grundlos Handlungen zur Laſt gelegt oder Eigen- 
ſchaften beigemeſſen werden, wodurch ſie in ihrer Ehre gekränkt erſcheint. 

In der Aeußerung, welche im vorliegenden Falle den Gegenſtand 
der Anklage bildet, kann jedoch ein ſolches, die Ehre der interveniren⸗ 
den Amtsperſon tangirender Moment durchaus nicht erblickt werden und 
erſcheint darum die Anwendung des § 312 St. G. auf dieſelbe als 
eine unrichtige, ſelbſt wenn, wie der Gerichtshof I Inſtanz annimmt, 
damit gejagt worden wäre, „daß die Polizeileute ihm“ — dem 
Angeklagten — „nichts zu beſehlen hätten“, indem auch in einer 
ſolchen Auslaſſung zwar ein ungebührliches Verhalten des Betroffenen, 
nicht aber eine Ehrenkränkung der intervenirenden Amtsperſon gelegen 
ſein würde, wie denn auch der Caſſationshof in ſeinen Entſcheidungen 


vom 28. Juli 1851, 3. 4473, und vom 18. Juni 1868, 3. 6106, 


welche den gleichen Fall zum Gegenſtande haben, bereits erkannt hat. 


Geſetze und Herordnungen. 


1884. II. Semeſter. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 

XX. Stück. Ausgeg. am 15. October. — — — 

XXI. Stück. Ausgeg. am 1. November. — Nr. 34. Geſetz vom 26. Sep⸗ 
tember 1884, wirkſam für die Markgrafſchaft Mähren, womit die 88 2, 5, 13, 
16, 17, 18, 21, 33, 41, 57 und 62 des Geſetzes vom 24. Jänner 1870, 
L. G. Bl. für die Markgrafſchaft Mähren Nr. 18, zur Regelung der Rechts⸗ 
verhältniſſe des Lehrerſtandes an den öffentlichen Volksſchulen der Markgrafſchaft 
Mähren, ſowie das Geſetz vom 18. Auguſt 1880, L. G. Bl. Nr. 33, betreffend 
die Abänderung des § 40 des erſtbezogenen Geſetzes, abgeändert werden. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 15. November. — — — 


XXIII. Stück. Ausgeg. am 1. December. — Nr. 35. Verordnung des 
Miniſters für Cultus und Unterricht vom 9. November 1884, Z. 20.538, be⸗ 
treffend die Lehrbefähigungszeugniſſe für Volksſchulen der für Mittelſchulen be⸗ 
fahigten Candidaten. — Nr. 36. Verordnung des Miniſters für Cultus und 
Unterricht vom 15. November 1884, 3. 19.830, betreffend die Abänderung des 
§ 34 der Minifterialverordnung vom 1. Juni 1876, Z. 6208, mit welcher eine 
Inſtruction für die Abhaltung der von Studirenden der griechiſch-orientaliſchen 
Theologie an der k. k. Univerſität in Czernowitz abzulegenden Prüfungen erlaſſen 
wurde. — Nr. 37. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
15. November 1884, Z. 22.255, betreffend die Höhe des Schulgeldes an den 
Staats⸗Mittelſchulen, mit Ausnahme jener in Wien. — Nr. 38 Verordnung des 
Miniſters für Cultus und Unterricht vom 22. November 1884, Z. 18.180, in 
Betreff der Claſſification der Schüler au Volksſchulen. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 15. December. — Nr. 39. Verordnung des 
Miniſters für Cultus und Unterricht vom 26. November 1884, Z. 21.768, mit 
welcher im Einvernehmen mit dem Finanzminiſterium die von den Candidaten 
der theoretiſchen Staatsprüfungen zu entrichtenden Prüfungstaxen erhöht werden. 
Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungs: 

gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 

Nr. 38. Ausgeg. am 2. Juli. — Ergänzende Beſtimmungen über die 
Annahme und Behandlung von Telegrammen ſeitens der Poſt- und Telegraphen⸗ 
anftalten. H. M. Z. 3511. 30. Mai. 

Nr. 39. Ausgeg. am 4. Juli. — Abdruck von Nr. 94 R. G. Bl. — 
Verbot der Zeitſchrift „Solidaritatea“. H. M. Z. 23.731. 3. Juli. Verzeich⸗ 
niß von weiteren Samnmeelſtellen des Poſtſparcaſſenamtes in Wien. H. M. Z. 1181. 
30. Juni. — Poſtdampfſchiffverbindung zwiſchen Liverpool und der Weſtküſte 
von Afrika. H. M. 3. 22.779. 26. Juni. — Auflaſſung der Poſtſtation Plauian. 
H. M. Z. 20.360. 21. Juni. — Reactivirung des Poſtamtes Ogrodzon. H. M. 
8. 22.612. 28. Juni. — Aenderungen im Briefpoſttarife. H. M. 3. 21.340. 
17. Juni. — Richtigſtellung des Fahrpoſttarifes „Rußland“. H. M. Z. 21.825. 
20. Juni. 

Nr. 40. Ausgeg. am 10. Juli. — Verbot der Zeitſchrift „Proletar“. 
H. M. Z. 23.966. 3. Juli. — Einziehung der Poſtwerthzeichen der Emiſſion 
vom Jahre 1867. H. M. Z. 21520. 19. Juni. — Aenderung im Fahrpoſttarife 
„Amerika“. H. M. Z. 20.710. 26. Juni. Veränderte Faſſung des § 10 im 


Artikel XXXII des Reglements zur Ausführung des Pariſer Weltpoſtvertrages. 


H. M. Z. 23.212. 29. Juni. — Fahrpoſtſendungen nach und aus Bormio. 


H. M. Z. 21.505. 21. Juni. — Ermächtigung des königl. ungarischen Aerarial- 
Poſtamtes in Reſieza zur Vermittlung von Poſtauweiſungen auf mehr als 200 fl. 


und von Nachnahmeſendungen bis 500 fl. H. M. Z. 23.511. 1. Juli. 


Nr. 41. Ausgeg. am 12. Juli. — Siſtirung des Verkehres von Colis 
postaux mit Sardinien und Sicilien und Beſchränkung des Poſtpacketverkeyres 
mit Portugal. H. M. Z. 23.868. 2. Juli. — Einſchärfung der Beſtimmungen 


über die Angabe des Werthes von Briefen mit Werthangabe nach Italien. H. M. 
8. 22.511. 26. Juni. — Errichtung von Poſtänttern in Buchkirchen, Lamprechts⸗ 
hauſen und Zams. H. M. Z. 22.385. 28. Junt. — Gebührenfreiheit für Witte⸗ 
rungstelegramme von Leſina nach Pola. H. M. Z. 22.418. 27. Juni. — 
Aenderungen im Stande der öſterreichiſchen Telegraphenſtationen und Ergänzungen 
des Liniennetzes. H. M. Z. 17.732. 16. Juni. — Errichtung von fönigl. unga⸗ 
riſchen Poſtämtern. H. M. Z. 22.385. 28. Juni. — Errichtung eines Poſtamtes 
in Gablitz. H. M. Z. 21.956. 7. Juli. 

Nr. 42. Ausgeg. am 14. Juli. - Unterricht über den Poſtbeförderungs⸗ 
dienſt auf Straßen. H. M. Z. 7061. 30. Juni. 

Nr. 43. Ausgeg. am 16. Juli. — Siſtirung des Verkehres von Geld- 
und Frachtſendungen mit Sardinien und Sieilien, dann von Colis postaux mit 


Tunis und Tripolis. H. M. Z. 25.135. 10. Juli. — Verkehr der italienischen | 


Poſtdampfſchiffe von Neapel nach Tunis und der tuneſiſchen Küſte. H. M. 
3. 24.648. 9. Juli. Hinausgabe einer Zuſammeuſtellung, betreffend das 
Rechtsverhältniß der k. k. Poſtauſtalt zu den Eiſenbahnen in Oeſterreich. H. M. 
3. 7059. 28. Juni. — Aenderungen im Fahrpoſttarife „Italien“. H. M. 
3. 24.287. 7. Juli. — Errichtung eines Poſtamtes in Obertraun. H. M. 
Z. 22.919. 7. Juli. — Errichtung eines Sommer-Poſtamtes in Pichl am Mond⸗ 
fee H. M. Z. 21.105. 7. Juli. 

Nr. 44. Ausgeg. am 18. Juli. — Einführung der Poſtanweiſuugen im 
Verkehre zwiſchen Belgien und den k. k. Poſtämtern in Smyrna, Salonich und 
Beyrut. H. M. 8. 24.593. 9. Juli. — Betreffend das Verfahren bei Rücknahme, 
bez. Aenderung der Adreſſen von der Poſt zur Beförderung übergebenen Brief- 
poſtſendungen durch die Abſender im Verkehre zwiſchen Oeſterreich⸗-Ungarn und 
Frankreich. H. M. Z. 24.832. 9. Juli. 
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Nr. 45. Ausgeg. am 25. Juli. — Verbot der Zeitſchrift „La Guida del 
privato“. H. M. 8. 26.758. 23. Juli. — Juſtradirung der Briefpoſtſendungen 
nach Vorder⸗Indien und Britiſch⸗Birma. H. M. Z. 23.367. 8. Juli. — Weitere 
Verwendung der Poſtſparkarten mit eingeprägter Fünfkreuzer⸗Briefmarke der 
Emiſſion vom Jahre 1867. H. M. Z. 1132. 11. Juli. 

Nr. 46. Ausgeg. am 29. Juli. — Siſtirung des Verkehres von Colis 
postaux mit Portugal. H. M. Z. 26.925. 23. Juli. Verrechnung der zur 
Beſtreitung der Zollauslagen erhaltenen Silbergeldverläge, wenn deren Refun⸗ 
dirung in Banknoten nicht ſofort erfolgen kann. H. M. Z. 5232. 24. Juli. — Bei⸗ 
tritt Cochinchina's zum internationalen Telegraphenvertrage. H. M. 3. 24.555. 
18. Juli. 

Nr. 47. Ausgeg. am 31. Juli. — Errichtung eines Poſtamtes in Ohladow. 
H. M. Z. 26.367. 25. Juli. — Abänderungen und Ergänzungen zur Tele⸗ 
graphen⸗Tarifzuſammenſtellung. H. M. Z. 24.682. 21. Juli. Errichtung 
eines Poſtamtes in Oklaje. H. M. Z. 26. 04. 25. Juli. — Einführung des Fahr⸗ 
poſtdienſtes bei dem Poſtamte in Sale. H. M. Z. 26.804. 25. Juli. 

Nr. 48. Ausgeg. am 3. Auguſt. — Verbot der Zeitſchrift „Opinca“. 
H M. 3. 28.276. 1. Auguſt. — Errichtung eines Poſtamtes in Abſtall. H. M. 
3. 24.654. 29. Juli. — Aenderungen im Briefpoſttarife. H. M. Z. 25.456. 
25 Juli. Errichtung eines Poſtamtes in Grünbach bei Freiſtadt. H. M. 
3. 25.442. 29. Juli. 

Nr. 49. Ausgeg. am 8. Auguſt. Abdruck von Nr. 88 R. G. Bl. — 
Einſtellung des Fahrpoft- und Poſtpacket⸗ (Colis postaux)- Verkehres mit Algerien 
und des Fahrpoſtverkehres mit Tunis und Tripolis. H M. Z. 27.796. 30. Juli. 
— Errichtung der Poſtbureaux Rothkreuz und Territet in der Schweiz. H. M. 
3. 19.784. 31. Juli. — Errichtung eines Poſtamtes in Polniſch-Oſtrau. H. M. 
3. 27.574. 31. Juli. — Einſchärfung des Verbotes der Beförderung von werth- 
vollen und zollpflichtigen Gegenſtänden mittelſt Briefen im Gebiete des Weltpoſt⸗ 
vereines. H. M. Z. 27.196. 30. Juli. 

Nr. 50. Ausgeg. am 11. Auguſt. — Verbot der Zeitſchrift „Lucifer“. 
H. M. Z. 28.899. 8. Auguſt. — Aenderungen im Stande der öſterreichiſchen 
Telegraphenſtationen und Ergänzungen des Liniennetzes. Hd. M. Z. 26.066. 


30. Juli. Juſtradirung der Telegramme für und über Nordamerica. H. M. 
3. 18.041. 4. Auguſt. 
Nr. 51. Ausgeg. am 13. Auguſt. — Beitritt der Türkei zum Pariſer 


Uebereinkommen vom 1. Juni 1878, betreffend den Austauſch von Briefen mit 

Werthangabe. H. M. Z. 26.446. 31. Juli. — Einführung von Poſtanweiſungen 
aus Conſtantinopel löſterreichiſches Poſtamt) und Alexandrien (öſterreichiſches Poſt⸗ 
amt) nach Belgien. H. M. 3. 27.350. 2. Auguſt. — Errichtung eines franzö⸗ 
ſiſchen Poſtamtes in Obock an der Oſtküſte von Africa. H. M. Z. 27.265. 2. Auguſt. 
Verbot der Ein- und Durchfuhr von Hadern, altem Tauwerk, alten 
Kleidern, gebrauchter Leibwäſche und gebrauchtem Bettzeuge aus Fraukreich, Algier 
und Tunis. H. M. Z. 27.074. 30. Juli. — Einſtellung des Fahrpoſtverkehres 
nach Spanien und Portugal auf dem Wege über Frankreich. H. M. Z. 28.053. 
2. Auguſt. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Franz Dokupil in 
Podebrad anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Statt⸗ 
haltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Oberrechnungsrath des oberſten Rechnungs- 
hofes Johann Orkowski zum Rechnungsdirector der Statthalterei in Lemberg 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter von Pilſen Franz Pechaezek 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Dr. Paul Wagner zum Statthaltereiſeeretär in Steiermark 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zahlamtscontrolor Karl Murdzießski 
zum Zahlmeiſter des Landeszahlamtes iu Czernowitz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Inſpector Adolph Möller zum 
Steuer⸗Oberinſpector der Troppauer Finanzdirection ernannt. 


Erledigungen. 


Zwei Bezirksſecretärsſtellen in der zehnten Rangsclaſſe in Böhmen, bis 
Mitte October. Amtsbl. Nr. 205.) 


4 DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 19 und 20 der Erkenntniſſe 1885. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


